
741 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des NationalratesXIll. GP 

Bericht 
des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (706 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Wählerevi­
denzgesetz 1970 und die Nationalrats-Wahl-

ordnung 1971 geändert werden 

Die vorgesmlagene Novellierung des Wähler­
evidenzgesetzes 1970 hat vor allem zum Ziel, 
Gemeinden, die über EDV-.Anlagen verfügen, die 
Möglichkeit zu geben, an Stelle der bisher für die 
Wählerevidenz vorgesmriebenen Form der Kartei 
eine modernere Form der Evidenthaltung einzu­
setzen. Ferner sollen künftighin Angaben über 
Familienstand und Beruf in der Wählerevidenz 
nimt mehr aufsmeinen. Smließlim wird vorge­
schlagen, an Stelle des Wortes "Zuname" den im 
Familien- und Personenstandsremt verwendeten 
Ausdruck "Familienname" zu setzen. Entspre-

lng. Hobl 
Berichterstatter 

mende Anderungen sind aum in der National­
rats-Wahlordnung 1971 vorgesehen. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regierungs­
vorlage am 21. Mai 1973 in Verhandlung gezogen 
und nam den Wortmeldungen der Abgeordneten 
Dr. Prader, Dr. Ermacora, Stohs, 
G rat z und Dr. S c h m i d t sowie des Bundes­
ministers R öse h· einstimmig besmlossen, dem 
Hohen Hause die Annahme des Gesetzentwurfes 
zu empfehlen. 

Der Verfassungs ausschuß stellt somit den A n­
t rag, der Nationalrat wolle dem von der Bun­
desregierung vorgelegten Gesetzentwurf (706 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilen. 

Wien, am 21. Mai 1973 

Robert Weisz. 
Obmann 
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